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Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD 

zur Großen Anfrage der Abgeordneten Jaunich, Frau Fuchs (Köln), Frau Becker

-

Inglau, Frau Conrad, Gilges, Frau Dr. Götte, Großmann, Dr. Hauff, Frau Schmidt 
(Nürnberg), Schmidt (Salzgitter), Freu Seuster, Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 
— Drucksachen 11/274, 11/1548 — 

Durchführung der Beschlüsse des Deutschen Bundestages zur AIDS-Bekämpfung 
vom 13. November 1986 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß Prävention eine ge-
sundheitspolitisch vorrangige Maßnahme bei der Bekämpfung 
jeder Krankheit ist. Dies gilt um so mehr für AIDS und seine 
Vorstufen, weil bis heute weder eine Immunisierung noch eine 
kausale Therapie möglich oder bekannt ist. 

2. Der Deutsche Bundestag appelliert an alle Verantwortlichen, 
durch weitere Intensivierung von Vorbeugung und Aufklärung 
der Ausbreitung von HIV-Infektionen entgegenzuwirken. 

3. Der Deutsche Bundestag begrüßt, daß die Bundesministerin für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit mit den von ihr ergrif-
fenen oder angeregten Maßnahmen dem Prinzip der Infek-
tionsverhütung durch Aufklärung bisher Rechnung getragen 
hat und fordert die Bundesregierung eindringlich auf, an dieser 
Grundlinie festzuhalten. 

4. Der Deutsche Bundestag ersucht die Bundesregierung, 

a) das bisher fehlende, aufeinander abgestimmte Vorgehen 
von Bund und Ländern durch die Erarbeitung eines ge-
meinschaftlichen Gesamtkonzeptes zur AIDS-Bekämpfung 
herbeizuführen; 

b) sich bei der weiteren Intensivierung der Aufklärung die 
Möglichkeiten von Selbsthilfe- und Betroffenengruppen 
besser als bisher zu erschließen; 
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c) der Tendenz zur Ausgrenzung und Diskriminierung von 
Betroffenen- und Gefährdetengruppen entschiedener ent-
gegenzutreten; 

d) bei der notwendigen weiteren Intensivierung der Forschung 
in größerem Umfang als bisher die sozialwissenschaftlichen 
und sozialpolitischen Gesichtspunkte einzubeziehen; 

e) die immer noch offenen Fragen der sozialversicherungs-
rechtlichen Leistungsgewährung an HIV-infizierte oder 
AIDS-erkrankte Personen endlich zu klären und bestehende 
leistungsrechtliche Lücken zu schließen; 

f) auf Bundesländer und Krankenversicherungsträger einzu-
wirken, daß die in der ambulanten Betreuung und Versor-
gung von AIDS-Kranken bestehenden Lücken nunmehr 
geschlossen werden; 

g) die Entscheidung, AB-Maßnahmen für AIDS-Beratungsein-
richtungen der Kommunen und von Selbsthilfeorganisatio-
nen als sofort nicht mehr zu genehmigen, rückgängig zu 
machen und in Verhandlungen mit den Ländern zu treten, 
die Anschlußfinanzierung dieser Stellen zu sichern. 

Bonn, den 13. April 1988 

Dr. Vogel und Fraktion 
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